
 

 

Satzung über die Erhebung der  
Vergnügungssteuer in der Landeshauptstadt Düsseldorf  

 
(Vergnügungssteuersatzung) 

 
vom 19.12.2023 

 
Veröffentlicht im Düsseldorfer Amtsblatt Nr. 51/52/2023 vom 30.12.2023 
 
Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat in seiner Sitzung am 14. Dezember 2023 
auf Grund des § 7 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S.666/SGV NRW 2023) und der 
§§ 2, 3 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21. Oktober 1969 (GV. NRW S. 712) - jeweils in der zum Zeitpunkt des Erlasses dieser 
Satzung geltenden Fassung – folgende Neufassung der Vergnügungssteuersatzung 
beschlossen. 
 
 
§ 1 Steuergegenstand 
 
Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Landeshauptstadt Düsseldorf 
veranstalteten nachfolgenden Vergnügungen (Veranstaltungen) gewerblicher Art: 
 

1. das Halten von Spiel-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen 
Apparaten in 
a) Spielhallen und ähnlichen Unternehmen, 
b) Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, Kantinen- oder 

ähnlichen Räumen sowie an anderen jedermann zugänglichen Orten, 
2. Vorführungen von pornographischen und ähnlichen Bildern – auch in 

Kabinen –, 
3. Striptease-Vorführungen, Peepshows, Tabledances und Darbietung 

ähnlicher Art, 
4. Sex- und Erotikmessen, 
5. Ausspielungen in Spielklubs, Spielcasinos und ähnlichen Einrichtungen. 

 
§ 2 Steuerfreie Veranstaltungen 
 
Steuerfrei sind 
 

1. Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Veranstaltungen von 
Vereinen, 

2. Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien und 
Organisationen sowie von Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts 
oder ihrer Organe, 

3. Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließlich und unmittelbar zu mildtätigen 
oder gemeinnützigen Zwecken im Sinne der §§ 52, 53 Abgabenordnung 
verwendet oder gespendet wird, wenn der mildtätige Zweck bei der 
Anmeldung nach § 8 angegeben worden ist, 



 

 

4. das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 1 im Rahmen von Volksbelustigungen, 
Jahrmärkten, Kirmessen und ähnlichen Veranstaltungen, 

5. der Betrieb von Kinderspielgeräten, Dartspielen, Tischfußballspielen (Kicker) 
und Billard. 

 
§ 3 Steuerschuldner 
 
(1) Steuerschuldner1 ist die Unternehmerin oder der Unternehmer der 

Veranstaltung (Veranstalterin oder Veranstalter). In den Fällen des § 1 Nr. 1 ist 
die Halterin der Apparate (Aufstellerin) Veranstalterin beziehungsweise der 
Halter der Apparate (Aufsteller) Veranstalter. 

 
(2) Steuerschuldner ist auch derjenige, der die Räume oder Freiflächen für die 

Veranstaltung zur Verfügung stellt und am Ertrag der Veranstaltung beteiligt 
ist. In diesem Fall dienen die Flächen der Räume als Bemessungsgrundlage. 

 
(3) Personen, die nebeneinander die Steuer schulden, sind Gesamtschuldner im 

Sinne des § 12 Absatz 1 Nr. 2 Kommunalabgabengesetz NRW in Verbindung mit 
§ 44 Abgabenordnung in der jeweils gültigen Fassung. 

 
§ 4 Spielapparate mit Gewinnmöglichkeit 
 
(1) Die Vergnügungssteuer für das Halten von Spielapparaten mit 

Gewinnmöglichkeit nach § 1 Nr. 1 beträgt pro Apparat und Monat 20 v.H. des 
Einspielergebnisses. 

 
(2) Einspielergebnis ist die elektronisch gezählte Bruttokasse. Die elektronisch 

gezählte Bruttokasse errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse 
zuzüglich Röhren- bzw. Geldschein-Dispenser-Entnahme (sogenannter 
Fehlbetrag), abzüglich Röhren- bzw. Geldschein-Dispenser-Auffüllung, 
Prüftestgeld, Falschgeld und Fehlgeld. Wird die Röhren- bzw. Geldschein-
Dispenser-Entnahme auf dem Zählwerksausdruck nicht separat belegt, so gilt 
der hier ausgewiesene Fehlbetrag als Röhren- bzw. Geldschein-Dispenser-
Entnahme. 

 
(3) Die Erklärung über die Einspielergebnisse (Steuererklärung) ist für jeden 

Aufstellort und Kalendermonat nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck bis 
zum 7. Werktag des folgenden Kalendermonats abzugeben; die Steuer ist unter 
Anwendung des Steuersatzes gemäß Abs. 1 für jeden Aufstellort gesondert und 
insgesamt selbst zu berechnen. Die der Steuererklärung zugrundeliegenden 
Zählwerksausdrucke sind entsprechend den Ordnungsvorschriften des § 12 
Absatz 1 Nr. 4 Kommunalabgabengesetz NRW in Verbindung mit den §§ 146 ff. 
Abgabenordnung aufzubewahren und in den Räumen des Steueramtes der 
Landeshauptstadt Düsseldorf auf Verlangen vorzulegen. Die 

                                                           
1 Maßgeblich für die verwendeten Begrifflichkeiten (beispielsweise Steuerschuldner) sind 
diejenigen der über § 12 KAG geltenden Abgabenordnung (AO) in ihrer jeweils geltenden 
Fassung. 


